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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Claudia 
Stamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, Gisela 
Sengl, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, Markus Ganserer, 
Rosi Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN) 

Veränderungen im Grundstockvermögen früher anzeigen und 
Zustimmung einholen 

Der Landtag wolle beschließen: 

In Abänderung der Nummern 3 bzw. 2a der Beschlüsse vom 23. No-
vember 1971 Drs. 7/1540, vom 18. Mai 2000 Drs. 14/3640 und vom 
22. April 2004 Drs. 15/816 wird Folgendes beschlossen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Zustimmung des Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen des Landtags für alle 
einen Wert von 1 Mio. Euro übersteigenden Veränderungen im 
Grundstockvermögen vor Abschluss des Vertrags einzuholen. 

Beim Abschluss von Mietverträgen, bei denen das 15-fache der Jah-
resmiete einen Wert von 1 Mio. Euro übersteigt ist ebenfalls die Zu-
stimmung des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 
einzuholen. Die dem Ausschuss nach § 24 Abs. 1 Satz 2 der Ge-
schäftsordnung für den Landtag übertragenen Rechte nach Art. 64 
Abs. 2 Bayerische Haushaltsordnung (BayHO) bleiben unberührt. 

 

 

Begründung: 

Die Zustimmung des Landtags bei Veränderungen im Grundstock 
durch Immobilienverträge ist mit 2 Mio. Euro relativ hoch angesetzt. 
Darüber hinaus kann der Abschluss von Mietverträgen der Staatsver-
waltung eine genauso große oder auch größere Auswirkung auf den 
Staatshaushalt haben als der Kauf einer Immobilie. Durch langfristige 
Mietverträge werden Haushaltsmittel gebunden, ohne dass der Haus-
haltsgesetzgeber in die Entscheidung eingebunden ist, und das weit 
über den Geltungszeitraum des jeweiligen Haushaltsgesetzes hinaus. 
Die bisherigen Zustimmungspflichten des Landtags sollten in diesem 
Bereich daher angepasst werden. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Claudia Stamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/12028 

Veränderungen im Grundstockvermögen früher anzeigen und 
Zustimmung einholen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Claudia Stamm 
Mitberichterstatter: Wolfgang Fackler 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse 
haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 
118. Sitzung am 28. Juni 2016 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Peter Winter 
Vorsitzender 

 



CSU-Fraktion, die SPD-Fraktion und die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Sehe ich keine. Damit ist dieser Antrag ab-
gelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/13024 – das ist der Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – seine Zustimmung
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
sind die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD. Gegenstimmen, bitte. – Das sind die
FREIE-WÄHLER- und die CSU-Fraktion. Gibt es
Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. Damit ist auch
dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 7 aufrufe, gebe
ich bekannt, dass der Tagesordnungspunkt 8 – das ist
der Antrag auf Drucksache 17/12028 der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Veränderun-
gen im Grundstockvermögen früher anzeigen und Zu-
stimmung einholen" – auf eine der nächsten Plenarsit-
zungen verschoben wird.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Antrag der Abgeordneten Dr. Christoph
Rabenstein, Annette Karl, Natascha Kohnen u. a.
(SPD)
Verladestationen müssen erhalten bleiben -
Ländlichen Raum nicht weiter ausbluten lassen
(Drs. 17/11825)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert
sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion.
Unser erster Redner ist der Kollege Dr. Rabenstein.
Bitte schön, Herr Dr. Rabenstein.

Dr. Christoph Rabenstein (SPD): Frau Präsidentin,
liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Zu vorgerückter
Stunde ein Antrag über Verladestationen. Da könnte
einer fragen: Muss das jetzt sein, müssen wir uns
damit beschäftigen? Die meisten werden in der Pro-
blematik nicht so drinstecken. Was sind überhaupt
Verladestationen, wer betreibt die?

Ich habe diesen Antrag deswegen hier ins Parlament
eingebracht, weil ich mich geärgert habe, dass eine
sinnvolle Sache, die eigentlich jeder befürworten
muss, weil es eben um Strukturpolitik in Bayern geht,
vor allem aus Prinzip abgelehnt worden ist.

Worum geht es? – Wir alle, die wir mit dem Auto un-
terwegs sind, schimpfen über die vielen Lkws. Wir
wissen, die Lkws sind notwendig für unsere Wirt-
schaft, damit alles brummt. Aber wir wissen auch,
dass es natürlich sehr viel sinnvoller wäre, wenn wir

gerade im Güterverkehr einen Teil auf die Schiene
verlegen könnten und dann viele Transporte über die
Schiene stattfinden. Das ist eigentlich so selbstver-
ständlich, dass es jeder sofort unterschreibt.

Es gibt auch viele Bemühungen in diese Richtung.
Aber jetzt macht die DB AG meiner Meinung nach
genau das Falsche, und zwar bundesweit, auch in
Bayern. Es betrifft insgesamt 210 Verladestationen,
die geschlossen werden sollen. In Bayern sind davon
32 Stationen betroffen.

Es ist jedem klar, auch in der CSU: Diese Pläne be-
deuten, dass die Regionen, vor allem die struktur-
schwachen Regionen, noch weiter geschwächt wer-
den; denn wenn Güter dort nicht mehr auf der
Schiene transportiert und auf Lkws umgeladen wer-
den müssen, entsteht natürlich nicht nur mehr Ver-
kehr, was wir ablehnen, sondern es wird auch die
ganze Region geschwächt, weil viele Unternehmen
dann woanders hinziehen, wo sie ihre Güter wieder
auf der Schiene transportieren können. Deswegen
halte ich es für sinnvoll, wenn wir uns für diese Statio-
nen einsetzen.

Ich werde meinen Antrag, um der CSU entgegenzu-
kommen, noch ein wenig ändern. Mir ist bei den Re-
cherchen, vor allem, als ich mit den einzelnen Be-
triebsräten gesprochen habe, auch klar geworden,
dass wir uns nicht für alle 32 Stationen einsetzen sol-
len, wie ich es ursprünglich gefordert habe. Ich habe
gedacht, wir sollten überprüfen und uns für sie einset-
zen. Bei allen 32 Stationen ist das aber sicher nicht
sinnvoll; denn wenn im ganzen Jahr nur noch zehn
Waggons irgendwo auf einer Verladestation bedient
werden, dann sage ich, es ist nicht sinnvoll, dass wir
uns dafür noch einsetzen.

Ein Beispiel, wo es wirklich Sinn macht, betrifft die
Firma Zapf in Weidenberg. Weidenberg liegt in mei-
nem Stimmkreis, im Landkreis Bayreuth. Der Ort wird
nicht weiter bekannt sein, aber die Produkte sind be-
kannt. Es werden dort Fertiggaragen hergestellt, und
zwar insgesamt 6.000 Fertiggaragen pro Jahr. Zapf-
Garagen ist vielleicht ein Begriff. Ich darf hier noch ein
wenig Schleichwerbung für die Region machen. Zapf-
Garagen werden in ganz Deutschland, in ganz Euro-
pa ausgeliefert. Ich habe mir die Verladestation dort
selbst angeschaut. Mir wurde von der Geschäftsfüh-
rung mitgeteilt, dass sie jetzt massiv auf die Schiene
verlagern will. Sie wollen also schauen, dass von den
6.000 Garagen im Jahr 1.200 Garagen jährlich auf die
Schiene kommen. Es macht wirklich Sinn, wenn sie
ihre Garagen nach Bamberg oder Nürnberg fahren
und dort mit Schiffen den Transport in weitere Entfer-
nungen vornehmen.
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Ich hatte im Jahre 1979 eine ziemlich schwere Opera-
tion. Da gab es eine Krankenschwester aus der Tür-
kei, die mir überhaupt nicht helfen konnte, weil sie
nicht verstand, was ich wollte, und außer ihr sonst
niemand anwesend war. Es war noch kein Pfleger da.
Wenn ein Pfleger kommt und mit dem Kranken im Ge-
spräch sein muss, ist für ihn das Allerwichtigste die
Sprache, um das zu leisten. Deshalb stellt sich für
mich die Frage, ob wir Ausländer bekommen, nicht so
vorrangig. Ich meine, es ist wichtiger, den Beruf at-
traktiver zu machen. Wenn derjenige, der die Kaffee-
maschine repariert oder anliefert, das Doppelte des-
sen verdient wie derjenige, der sich um den
Kaffeetrinker kümmert, dann stimmt etwas nicht. Hier
muss ein Ausgleich her.

Darüber würde ich gerne intensiv mit Ihnen diskutie-
ren, auch unter dem Gesichtspunkt, dass wir es mit
einer Generation zu tun haben, die der Hilfe viel stär-
ker bedarf. Wir sollten nicht so sehr über Organisati-
onsformen reden, sondern in erster Linie darüber, wie
wir an diejenigen herankommen können, die insge-
samt Probleme mit der Gesellschaft bekommen, weil
sie alleingelassen sind, weil niemand mehr aus ihrer
Familie da ist und weil es in ihrer Umgebung einsa-
mer geworden ist.

Hinzu kommt, dass die junge Generation lieber mit
dem Computer spielt, als die Oma zu betreuen.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Immer auf die Ju-
gend schimpfen! Typische Redepauschalen!)

– Nein, es geht um die, die nachkommen, und um die
Frage, ob sie sich dafür ausbilden lassen wollen oder
nicht. Da können Sie so viel dazwischenrufen, wie Sie
wollen. In die Berufe der sozialen Betreuung der Men-
schen wachsen junge Leute weniger hinein, weil sie
glauben, mit der Technik leichter weiterzukommen.
Der Angriff richtet sich nicht auf die Jugend, sondern
auf die Gesellschaft. Das ist einfach so.

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze
(GRÜNE))

– Liebe Kollegin, durch das Dazwischenrufen wird die
Sache nicht besser. Ihre Lieblingsbeschäftigung ist zu
reden, statt zu denken.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU: Bravo!
– Katharina Schulze (GRÜNE): Oh, oh!)

Die Ausgangsposition für uns heißt in die Zukunft hi-
nein, sich zu kümmern, die Menschen in ihrer Situa-
tion abzuholen und diejenigen, die sich in der Pflege
engagieren, nicht schlechter zu bezahlen als junge
Menschen in anderen Berufen. Nur so kommen wir

ein Stück weiter. Ob die Organisation stimmt, ist dann
eine ganz andere Frage.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Herr Kollege Dr. Goppel. Bevor ich der Kollegin Peter-
sen das Wort erteile – sie kann schon eine Weile ans
Mikrofon treten –, darf ich folgende Änderung der Ta-
gesordnung bekannt geben. Der Tagesordnungs-
punkt 6, Antrag der GRÜNEN betreffend "Veränderun-
gen im Grundstockvermögen früher anzeigen und
Zustimmung einholen" wird im Einvernehmen aller
Fraktionen heute von der Tagesordnung abgesetzt
und voraussichtlich in der Januarsitzung aufgerufen.

Im Anschluss an die Interpellation werde ich die Ta-
gesordnungspunkte 4 und 5 aufrufen und anschlie-
ßend noch vor der Mittagspause die Tagesordnungs-
punkte 9 bis 14; das sind die Anträge zum Thema
Stärkung des ländlichen Raums. Mir ist signalisiert
worden, dass die Fraktionen auch hierzu Einverständ-
nis erklärt haben. Die Redner sind entsprechend ver-
ständigt.

Liebe Frau Petersen, nun haben Sie das Wort.

Kathi Petersen (SPD): (Von der Rednerin nicht auto-
risiert) Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir sind uns bei diesem Thema in-
haltlich weitgehend einig. Die Pflege in Bayern ist ein
extrem wichtiges Thema. Das rechtfertigen sowohl die
sehr umfangreiche Interpellation der FREIEN WÄH-
LER – dem Dank dafür kann ich mich nur anschließen
– als auch die zahlreichen Anträge, die unter anderem
die SPD-Fraktion zu diesem Themenbereich bereits
gestellt hat und auch noch stellen wird.

Wir haben schon gehört, dass das Thema Pflege ein
sehr umfangreiches und vielfältiges Thema ist. Meine
Kollegin Ruth Waldmann hat bereits viele Aspekte an-
gesprochen, beispielsweise die häusliche Pflege, so-
dass ich mich auf einige wenige Punkte beschränken
kann.

Die Staatsregierung und insbesondere das Ministeri-
um für Gesundheit und Pflege ist, wie wir unter ande-
rem den Antworten auf die Interpellation entnehmen
können, nicht untätig geblieben. Aber – auch das
muss man konstatieren – es gibt noch sehr viel Luft
nach oben.

Meine Vorredner haben auch schon davon gespro-
chen: Der Fachkräftemangel ist ein riesiges Problem
im Pflegebereich. Im März 2016 standen 1.663 offe-
nen Stellen 267 arbeitslos gemeldete Altenpflegefach-
kräfte gegenüber. Das ist ein eklatantes Missverhält-
nis, das man so nicht hinnehmen kann.
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Claudia Stamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, 
Gisela Sengl, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, Markus Gan-
serer, Rosi Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/12028, 17/12951 

Veränderungen im Grundstockvermögen früher anzeigen und 
Zustimmung einholen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet
Abg. Claudia Stamm
Abg. Wolfgang Fackler
Abg. Günther Knoblauch
Abg. Alexander Muthmann



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm 

u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Veränderungen im Grundstockvermögen früher anzeigen und Zustimmung 

einholen (Drs. 17/12028) 

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Ge­

schäftsordnung 24 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an 

der Redezeit der stärksten Fraktion. Erste Rednerin ist Frau Kollegin Claudia Stamm. 

Bitte schön, Frau Kollegin. Sie haben das Wort.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen, 

sehr geehrte Kollegen! Ich möchte vorab eine kleine, kurze Geschichte erzählen. Es 

begab sich einmal, dass die Premierministerin der Provinz Westkap in Bayern zu Be­

such war.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Sie hat ihr Handy ausgepackt und dem Ministerpräsidenten gezeigt, wie es am West­

kap funktioniert. Dort gibt es eine App, die zeigt, an welcher Schule wie viele Schüler­

innen und Schüler sind und wie viel Geld aus dem Schuldbudget diese Schule schon 

verbraucht bzw. noch zur Verfügung hat. Heute geht es weder um Schulen noch um 

Schülerinnen und Schüler, aber um sehr viel Geld.

Um diesen Antrag zu unterfüttern, haben wir eine Anfrage gestellt; denn wir wollten 

gerne wissen, wie viel Geld der Staat für Anmietungen ausgibt. Ich habe diese Anfra­

ge nicht gestern oder vorgestern, sondern vor ungefähr drei Monaten gestellt, aber 

immer noch keine Antwort erhalten. Das finde ich ziemlich spannend; denn auch den 

Staat müsste eigentlich interessieren, wie viel Geld er für Anmietungen ausgibt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Protokollauszug
93. Plenum, 24.01.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=12028&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000389.html


Ich will ein paar Zahlen nennen, die auch durch Anfragen bekannt sind: Umzug der 

Lotterieverwaltung: Monatsmiete 227.000 Euro, Jahresmiete 2,73 Millionen Euro, also 

über zwei Millionen Euro. Warum betone ich das? Auch die Auflösung dieser Frage 

kommt später. Angenommen, die Lotterieverwaltung bleibt 15 Jahre, also einen relativ 

kurzen Zeitraum, in dem Gebäude, dann liegen wir bei 41 Millionen Euro Miete. Das 

alles passiert ohne Entscheidung und Zustimmung des Landtags. Die Renovierung 

des alten Standorts der Lotterieverwaltung hätte 1,5 Millionen Euro gekostet. Aber 

auch für die Renovierung des neuen Standorts muss die Lotterieverwaltung 7,3 Millio­

nen Euro zahlen. Dies sind horrende Summen, während wir in den Haushaltsberatun­

gen manchmal um 10.000 oder 20.000 Euro feilschen. Dagegen kosten – am Landtag 

vorbei – all diese Anmietungen Millionen von Euro.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Wie wir wissen, soll jetzt auch das Gesundheitsministerium umziehen. Das ist zwar 

eine andere Geschichte, aber dieser Umzug kostet so viel Geld, weil wir in München 

aus dem bestehenden Mietvertrag nicht herauskommen. Trotzdem ist beschlossen 

worden, dass das Gesundheitsministerium nach Nürnberg umziehen soll.

Was will dieser Antrag? Der Antrag hat einen relativ komplizierten Titel. Aber es han­

delt sich um nicht mehr und nicht weniger, als dass der Staat mit dem Geld der Steu­

erzahler endlich verantwortungsvoll umgehen soll; denn in der letzten Zeit gab es eine 

Riesenanmietung nach der anderen. Es gibt in Bayern in der Haushaltsordnung eine 

ganz klare Festlegung, wonach bei einem Kauf mit einem Volumen von zwei Millionen 

Euro der Landtag gefragt werden muss. Angesichts dieser Anmietungen, die alle so­

fort zwei Millionen Euro überschreiten, frage ich mich, warum nicht logischerweise 

auch der Landtag gefragt werden müsste.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich will nicht behaupten, dass man den Landtag hintergehen wollte, aber es wurde mit 

dem Geld der Bürgerinnen und Bürger keinesfalls sorgsam umgegangen.
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Um noch kurz auf die vorhin erwähnte Geschichte zu sprechen zu kommen: Eine klei­

ne App im Handy der Premierministerin der Provinz Westkap hat sofort gezeigt, was 

wie wo ausgegeben wurde, während ich in Bayern, im Land von Laptop und Lederho­

se, immer noch auf die Beantwortung der Anfrage warte, wie viel Geld für Anmietun­

gen ausgegeben wird. Bayern ist angeblich ein so moderner und digital gut aufgestell­

ter Staat, aber wenn es darum geht, wer für die Digitalisierung und die Schnelligkeit 

zuständig ist, wenn es darum geht, sich in Szene zu setzen, dann streiten sich drei Mi­

nister oder Ministerinnen. In Bayern sind aber noch nicht mal die einfachsten Dinge er­

ledigt – was für ein Armutszeugnis.

Ich will nichts anderes erreichen, als dass man mit dem Geld der Menschen wirklich 

sparsam umgeht. Das ist bei all den in der Öffentlichkeit bekannten Beispielen, etwa 

beim sogenannten Heimatministerium in Nürnberg, bei der Lotterieverwaltung oder 

dem Gesundheitsministerium, ganz sicher nicht der Fall. Wir fordern also mit diesem 

Antrag nichts anderes, als dass das Haushaltsrecht zurück in den Landtag geholt und 

der Landtag nicht regelmäßig vor vollendete Tatsachen, etwa in Form von Verträgen 

mit horrend hohen Mieten, gestellt wird.

Liebe Kollegen und Kolleginnen der CSU, geben Sie sich einen Ruck und holen Sie 

dieses Recht des Landtags mit uns zurück in den Landtag.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Frau Kollegin. – Als Nächster 

hat nun Herr Kollege Fackler von der CSU das Wort.

Wolfgang Fackler (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Kollegin Claudia Stamm, Ihr Antrag ist, zumindest in Bezug auf den 

Inhalt, in Wirklichkeit ein getarnter Antrag. Er kommt im Kleid des Haushaltsrechts 

daher, dient aber in Wirklichkeit dazu, ein Instrument einzuführen, um politisch getrof­

fene Entscheidungen hinauszuzögern, um Zeit zu schinden oder Entscheidungen zu 

zerreden. Das heißt, Sie wollen Vorgänge für Ihre Zwecke instrumentalisieren, wie Sie 
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jetzt mit dem Beispiel Lotterieverwaltung angezeigt haben. Sie wissen aber ganz 

genau, dass man für die Deutsche Akademie der Technikwissenschaften – acatech – 

und für das Amerikahaus eine Entscheidung treffen musste. Das sieht man auch 

daran, dass Sie Ihren Antrag nur noch auf die Mietverhältnisse beschränken, während 

Sie die Wertgrenzen bei den An­ und Verkäufen an der Stelle nicht mehr interessieren.

Ich sage Ihnen deswegen auch: Einem Sprinter in vollem Lauf kann man nicht kurz 

vor dem Ziel eine Hürde in den Weg stellen, es sei denn, man möchte ihn vorsätzlich 

zu Fall bringen. Das werden wir schon deswegen auf keinen Fall zulassen, weil alle 

Mietentscheidungen, die wir hier treffen, richtig sind. Es sind Entscheidungen, um viele 

Betroffene zufriedenzustellen. Manchmal ist dies der einzige Weg. Aber es ist immer 

ein guter Weg, egal, ob es sich um operativ notwendige Maßnahmen, um strukturpoli­

tische oder um Entscheidungen im Bereich der Organisationsverwaltung eines Unter­

nehmens handelt wie zum Beispiel beim Gesundheitsministerium. Es sind immer Ent­

scheidungen, in die auch die CSU­Fraktion eingebunden ist. Deswegen wird hier nicht 

irgendetwas am Landtag vorbei entschieden; denn wir von der CSU machen mit gro­

ßer Überzeugung Politik für Bayern.

Auch sehe ich keine Fehlentwicklungen. Aus meiner Sicht sind deswegen Ihre Kritik 

und Ihr getarnter Antrag unangebracht; denn die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

der Sparsamkeit gelten unumstößlich und werden beachtet und gewahrt. Daher ist 

dies keine Form von Verschwendung.

Die Miete wird immer in ortsüblicher Höhe bezahlt. Wer das nicht zu glauben vermag, 

kann diese Werte durch einen Antrag gutachterlich prüfen lassen. Eine Überteuerung 

oder Unwirtschaftlichkeit ist also aus meiner Sicht abwegig und unrealistisch.

Warum sollte sich also der Haushaltsausschuss vor Abschluss eines Mietvertrags 

nochmals mit dem Thema beschäftigen und einbezogen werden? Sie wissen auch: 

Jeder Posten wird im Haushalt einmal behandelt. Die Miete ist eine Ausgabe des re­

gulären Haushalts. Das heißt, es besteht durch die Veranschlagung der Haushaltsmit­
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tel eine Einflussmöglichkeit des Landtags. Damit ist ganz klar eine Mitsprachemöglich­

keit gegeben, sodass Mietangelegenheiten nicht am Landtag vorbei entschieden 

werden. Es ist also an der Stelle nicht zu spät, weil man hier Entscheidungen treffen 

kann. Man kann die Entscheidung bestätigen, wenn es eine Grundsatzentscheidung 

war. Man kann aber auch eine Entscheidung ablehnen und Alternativen bringen. Bei­

spielsweise haben wir jetzt im Einzelplan 05 im aktuellen Doppelhaushalt zur vorgese­

henen stufenweise Anmietung von Räumen für das Bayerische Landesamt für Schule 

eine Verpflichtungsermächtigung für das Jahr 2017 eingestellt. Auch hierfür sind Miet­

verhandlungen gelaufen.

Bei der Veranschlagung der Mittel im Haushalt besteht die Möglichkeit, dieses Thema 

zu hinterfragen. Warum wollen Sie dieses Thema im Haushaltsausschuss ein zweites 

Mal besprechen? Das erschließt sich mir leider nicht. Die Legislative stellt die Gelder 

zur Verfügung; sie trifft und bestätigt damit eine Entscheidung. Die Exekutive führt 

dann diese Entscheidung aus und schließt einen Mietvertrag. Diese Aufgabenteilung 

wollen wir nicht durchbrechen.

Zudem ist eine Vermietung in der Regel auch eine Organisationsentscheidung. Warum 

schließt man einen Mietvertrag? – Weil man entweder nicht kaufen kann, nicht kaufen 

will oder noch nicht kaufen kann. Welche Verbesserungsvorschläge soll hier der Haus­

haltsausschuss bringen? – Da es sich hier um eine Organisationsentscheidung han­

delt, ist das sicherlich schwierig, weil sich der Haushaltsausschuss keine Grundstücke 

oder Gebäude herbeiwünschen kann. Außerdem besteht sehr oft ein Zeitdruck, um 

eine passende Immobilie auf dem Markt zu finden. Gerade für die bayerischen Bal­

lungsräume macht deshalb eine weitere Zustimmung des Haushaltsausschusses für 

mich keinen Sinn. Häufig sind kurzfristig keine Grundstücke oder Gebäude verfügbar.

Wir treffen in der Politik ständig Entscheidungen, die mit Kosten verbunden sind. Des­

sen sind wir uns bewusst. Alle diese Entscheidungen werden demokratisch getroffen. 

In der Folge kommt es dann zu einer Veranschlagung im Haushalt. Hier haben Sie 

Protokollauszug
93. Plenum, 24.01.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 5



eine Einflussmöglichkeit: Sie können diese Entscheidungen treffen, bestätigen oder 

ablehnen.

Des Weiteren fehlt mir bei Ihrem Vorschlag die Vergleichbarkeit. Sie sprechen von 

einem Vergleich Ankauf – Anmietung. Liebe Kolleginnen und Kollegen aus dem Haus­

haltsausschuss, ich frage Sie, was dort eigentlich unser tägliches Brot ist. Sie tun ge­

rade so, als ob Ankäufe im Haushaltsausschuss etwas extrem Aufregendes wären. 

Über wie viele Ankäufe haben wir in den letzten drei Jahren im Haushaltsausschuss 

beraten? – Sie können das gerne nachschauen. Ich glaube, es waren wenige, weil die 

meisten entweder unkritisch oder unproblematisch waren, bzw. es gab überhaupt 

etwas zum Ankaufen. Womit wir uns täglich und immer wieder beschäftigen, ist die 

Abgabe, also der Verkauf. Die Anmietung ist etwas anderes: Wir nehmen etwas hinzu, 

vor allem dann, wenn Raumbedarf besteht. Ihr Vergleich hinkt also von Anfang an.

Abschließend: Wir werden Ihren Antrag ablehnen. Wir machen keine Ausnahme, nur 

weil Sie das Prozedere auf den Kopf stellen wollen. Die Zustimmung würde bedeuten, 

dass wir uns zweimal mit diesen Angelegenheiten beschäftigen müssten. Damit wären 

ein Eintauchen in Organisationsangelegenheiten und die Verzögerung von Verhand­

lungen verbunden. Dazu gibt es keinen Grund. Außerdem gibt es so etwas in ganz 

Deutschland nicht.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kollege Fackler, bleiben Sie bitte am 

Rednerpult. Frau Kollegin Claudia Stamm hat sich zu einer Zwischenbemerkung ge­

meldet. – Bitte schön, Frau Kollegin. Sie haben das Wort.

Claudia Stamm (GRÜNE): Herr Kollege Fackler, Sie haben gesagt, wir würden stän­

dig Entscheidungen treffen. Ich finde diese Aussage sehr unpräzise. Wer ist "wir", die 

Legislative oder die Exekutive? Das würde mich einmal interessieren.
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Tatsächlich ist es so, dass Sie gesagt haben: Man mietet aus verschiedenen Gründen 

an, zum Beispiel, wenn man nicht kaufen kann oder der Kauf aus unterschiedlichen 

Gründen nicht infrage kommt. Der Witz ist aber, dass wir beim Kauf eine Grenze von 

zwei Millionen Euro haben, wenn Sie so wollen, eine Obergrenze. Unsere Vorvorgän­

ger haben gesagt, dass sie darüber im Ausschuss mitentscheiden wollen. Jetzt haben 

wir Anmietungen, die innerhalb von einem Jahr diese Grenze von zwei Millionen Euro 

überschreiten, und wir haben nicht mitzureden. Das verstehe ich einfach nicht.

Ich kapiere nicht, warum die Kolleginnen und Kollegen von der CSU immer bereitwillig 

dabei sind, ihre Rechte an die Exekutive abzugeben, statt zu sagen: Das Haushalts­

recht ist das Königsrecht des Parlaments; darauf bestehen wir, auch bei Anmietungen. 

Normalerweise bestätigten wir und wollen keine Verpflichtungsermächtigung. Das wis­

sen Sie auch. Die Bestätigung ist der Normalfall.

Noch einmal: Das Haushaltsrecht ist das Königsrecht des Parlaments. Ich würde mir 

wünschen, dass Sie hier bei uns wären und dieses Recht zurückholen würden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Frau Kollegin. – Herr Kollege 

Fackler, Sie haben das Wort.

Wolfgang Fackler (CSU): Ich möchte an dieser Stelle noch einmal sagen, dass die 

Entscheidungen demokratisch getroffen werden. Wir beraten diese Entscheidungen in 

den Fraktionen und in den Ausschüssen vor. Außerdem wird über viele Themen öf­

fentlich debattiert. Die Behauptung, wir hätten hier kein Mitspracherecht, weise ich 

deshalb zurück.

Ich habe es gesagt: Bei der Miete werden die Mittel im Rahmen des Haushaltsrechts 

veranschlagt. Einer solchen Entscheidung geht häufig ein Prozess voraus. Bevor die 

Grundsatzentscheidung getroffen wird, werden häufig konzeptionelle Überlegungen 
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angestellt. In den Mietverhandlungen geht es dann um die Umsetzung dieser Grund­

satzentscheidungen.

Noch einmal: Wir als Parlamentarier werden hier nicht ausgeschlossen. Die Haus­

haltsmittel werden im entsprechenden Etat veranschlagt. Es mag sein, dass die Suche 

etwas aufwendig ist. Wenn man jedoch möchte, findet man das. Deshalb kann ich 

mich nur noch einmal wiederholen: Wir werden Ihren Antrag ablehnen, da wir sowohl 

ein Mitspracherecht als auch die Instrumente haben, um uns bei diesem Thema zu 

beteiligen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster 

hat Herr Kollege Knoblauch von der SPD das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Günther Knoblauch (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber 

Herr Kollege Fackler, Sie haben mich heute enttäuscht. Jetzt haben wir einen so guten 

Kontakt und sind bei den verschiedensten Gelegenheiten als Berichterstatter unter­

wegs.

Ich gebe Frau Kollegin Stamm absolut recht: Als Vertreter des ganzen Parlaments 

müssen wir doch die Kernkompetenz des Haushaltsausschusses erhalten, nämlich 

Regelungen zu treffen. Herr Kollege Fackler, im Endeffekt haben Sie sich selbst wider­

sprochen. Auch bei Ankäufen gibt es Vorgaben, die eingehalten werden müssen. Da­

neben gibt es Grenzen, bei denen wir sagen: Unterhalb dieser Grenze soll die Verwal­

tung, das jeweilige Ministerium, selbstständig schnelle Entscheidungen treffen. Ab 

einer gewissen Größenordnung ist es jedoch notwendig, dass der Haushaltsaus­

schuss entscheidet, da wir Abwägungen vorzunehmen haben. Das Geld soll nicht für 

eine Maßnahme eingesetzt werden, während wir noch glauben, dass dieses Geld für 

etwas anderes verwendet werden könnte.
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Ich möchte noch ein zweites Thema ansprechen, über das wir uns im Haushaltsaus­

schuss immer wieder austauschen: Die CSU­Fraktion hat im Haushaltsausschuss 

immer wieder Anträge abgelehnt, bei denen es um 20.000, 30.000 oder 50.000 Euro 

gegangen ist. In diesen Fällen hat es immer wieder geheißen: Das geht nicht. Wir 

müssen die Haushaltsdisziplin einhalten. Das gefährdet den ausgeglichenen Haushalt. 

Bei der Vermietung spielt dies aber plötzlich keine Rolle mehr. Das kann es wirklich 

nicht sein.

Wir haben auch eine andere Verpflichtung: Wir jammern darüber, dass die Leute 

immer sagen: "die da droben". Wir brauchen Transparenz, damit nicht irgendeiner, der 

von Trump oder sonst wem angehaucht ist, sagt: Die möchten das gar nicht sagen. 

Die möchten etwas verstecken. Was die da wohl machen? Wir müssen tagtäglich für 

Transparenz sorgen. Dazu würde es beitragen, wenn wir auch bei Mietverträgen, die 

eine gewisse Größenordnung überschreiten, sagen würden: Hier hat das Parlament 

und der Haushaltsausschuss darüber zu befinden. Auf keinen Fall darf der Eindruck 

entstehen, dass mit diesem Modell etwas umgangen werden soll. Deshalb werden wir 

diesem Antrag zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster 

hat nun Herr Kollege Muthmann von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte schön, 

Herr Kollege.

Alexander Muthmann (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolle­

ginnen und Kollegen! Der Betreff dieses Antrags, "Veränderungen im Grundstockver­

mögen", hat nach der Antragsänderung keinerlei Rechtfertigung mehr; denn um die 

Frage der Veränderung des Grundstockvermögens geht es nicht mehr. Das war das 

ursprüngliche Anliegen. Nachdem der Antrag jedoch abgeschwächt worden ist, bera­

ten wir hier nicht mehr über Veränderungen des Grundstockvermögens.
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Der Antrag der GRÜNEN nimmt auf Beschlüsse Bezug, die interfraktionell und ein­

stimmig gefasst wurden, zuletzt am 5. Februar 2004.Kollege Mütze hat es damals für 

die GRÜNEN für richtig gehalten, dass der Haushaltsausschuss bei einer Verände­

rung des Grundstockvermögens und bei einem Niveau von zwei Millionen Euro infor­

miert werden will, und sagt: Damit wollen wir uns befassen. Solche Veränderungen 

sind bekanntlich im Haushaltsentwurf nicht enthalten.

Jetzt geht es aber um eine andere Thematik, der wir uns auch anders widmen müs­

sen, nämlich um die Frage, wie viel Kontrolle des laufenden Haushaltsvollzuges wir im 

Landtag durch den Haushaltsausschuss gewährleistet wissen wollen. Die Ausgaben, 

die für Anmietungen getätigt werden müssen, sind ohnehin nur möglich und zulässig, 

wenn insgesamt entsprechende Mittel zur Verfügung stehen. Frau Kollegin Stamm for­

dert hier, der Staat müsse Klarheit schaffen. Das ist aber insoweit dadurch schon der 

Fall, dass wir den Haushalt als solchen und die Umfänge der einzelnen Ansätze je­

weils beschließen. Die Exekutive hat diese Dinge im Gefolge nach den Geboten der 

Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit umzusetzen.

Wir kennen allerdings durchaus auch Verfahrensweisen und Praktiken – und deswe­

gen hätten wir uns gewünscht, darüber einmal entspannt und gelassen zusammen zu 

beraten –, bei denen in Einzelfällen bei der Umsetzung noch eine Zustimmung des 

Haushaltsausschusses vereinbart worden ist, obwohl im Haushaltsgesetz entspre­

chende Ansätze enthalten sind. Ein klassisches Beispiel sind Investitionen im Großen 

ab bestimmten Größenordnungen, die wir uns jeweils im einzelnen Fall zeigen lassen. 

Am anderen Ende der Beispielkette steht der Kulturfonds; hier befassen wir uns im 

Ausschuss jeweils mit den einzelnen, auch den kleinsten Ansätzen. Da geht es aber 

nicht um die große Steuerung,

(Zuruf der Abgeordneten Isabell Zacharias (SPD))

sondern da geht es sicherlich für alle Beteiligten eher um Gelegenheiten, sich medial 

und auch sonst öffentlich in Szene zu setzen. Es geht also nicht so sehr darum, ange­
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sichts der Größe und der Haushaltsbedeutung der Positionen noch eine Zustimmung 

zu erteilen.

Wenn es jetzt an dieser Stelle um die Frage geht, ob der Haushaltsausschuss bei der 

Anmietung von Gebäuden oder Grundstücken ab einer bestimmten Wertgrenze mitre­

den will, hätte ich mir schon gewünscht – das habe ich im Haushaltsausschuss bereits 

gesagt –, dass wir uns dieser Frage noch einmal in Ruhe überfraktionell widmen und 

die Dinge zusammen entwickeln. Es gibt schon Einzelfälle, an die ich auch erinnern 

möchte: Beispielsweise haben wir bei Vorschlägen für sehr teure interimistische An­

mietungen, die notwendig sind, um bei Museumssanierungen die Objekte zeitweise 

anderweitig unterbringen zu können, im Haushaltsausschuss gesagt: Da suchen wir 

noch nach günstigeren Lösungen. Ob wir das aber in allen Einzelfällen ab einer be­

stimmten Grenze – oder wie wir das festlegen – tun wollen und ob wir diese Regelung 

im Haushaltsausschuss schnell aus dem Ärmel schütteln und jetzt hier wiederholen 

wollen, ist nicht Sache eines Antrages einer einzelnen Fraktion, auch nicht im Rahmen 

eines Hochziehers. Wenn wir uns damit angesichts der Bedeutung in wirtschaftlicher 

Hinsicht noch einmal befassen, sollten wir das überfraktionell tun. Dann kommen wir, 

glaube ich, auch zu besseren Lösungen, als wenn wir das jetzt so schnell unter dem 

Deckmantel und der Überschrift "Veränderungen im Grundstockvermögen früher an­

zeigen …" behandeln. Da ist es falsch, da ist es nicht richtig platziert. Deswegen: 

Noch einmal zurück auf Los! Das Thema lohnt sich, aber nicht in dieser Art und 

Weise. Deswegen werden wir heute auch nicht zustimmen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. Weitere Wort­

meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und 

Finanzfragen empfiehlt die Ablehnung des Antrags. Wer entgegen dem Ausschussvo­

tum dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
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Fraktionen der SPD und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – Das sind 

die Fraktionen der CSU und der FREIEN WÄHLER. Stimmenthaltungen? – Keine. 

Damit ist der Antrag abgelehnt.
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